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Dem Bundesverfassungsgericht wird die Frage zur Entscheidung vorgelegt, ob § 116 Abs. 6 
Satz 1 SGB X insoweit mit dem Grundgesetz vereinbar ist, als er eine Haftungsprivilegie-
rung des nicht in häuslicher Gemeinschaft lebenden, zum Unterhalt verpflichteten Kindes-
vaters im Gegensatz zu in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen nicht 
vorsieht. 
 

§ 116 Abs. 6 Satz 1 SGB X, Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 6 Abs. 1 GG 
 
Beschluss des LG Memmingen vom 27.04.2009 – 2 O 2548/05 –  
Aussetzung des Verfahrens; von der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wird berichtet   
 

§ 116 Abs. 6 Satz 1 SGB X ist nach Auffassung des LG Memmingen verfassungswidrig. Der 
Übergang des Schadensersatzanspruchs eines nicht ehelichen Kindes gegen seinen mit ihm 
nicht in häuslicher Gemeinschaft lebenden Vater wegen einer Verletzung der Aufsichtspflicht 
aus § 823 Abs. 1 BGB auf einen Leistungen erbringenden Sozialhilfeträger nach § 116 Abs. 1 
SGB X sei im Hinblick auf die Privilegierungen von in häuslicher Gemeinschaft lebenden Fami-
lienangehörigen (§ 116 Abs 6 Satz 1 SGB X) mit dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 
GG und dem Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 Abs. 1 GG nicht vereinbar. 
 
Die Existenz einer häuslichen Gemeinschaft zwischen dem das Personensorgerecht (wie vor-
liegend) oder Umgangsrecht besitzenden Elternteil und dem geschädigten Kind  sei – so das 
LG – kein sachgerechter Differenzierungsmaßstab. Die im BGB enthaltenen, grundlegenden 
Bestimmungen des Familienrechts würden für die Pflichten eines Elternteils gerade nicht da-
nach unterscheiden, ob zwischen Eltern und Kind eine häusliche Gemeinschaft bestehe oder 
nicht (vgl. III. 3. c aa). Bereits diese Gesetzessystematik – aus der ja der streitgegenständliche 
Ersatzanspruch letztlich  herrühre – zeige, dass das Abstellen auf die häusliche Gemeinschaft 
in § 116 Abs. 6 Satz 1 SGB X nicht sachgerecht sein könne.  
 
Weiter spreche auch der Gesetzeszweck des § 116 Abs. 6 Satz 1 SGB X der Erhaltung des 
Familienfriedens und der wirtschaftlichen Grundlage gegen die im Gesetz enthaltene Beschrän-
kung (wird ausgeführt, vgl. III. 3. c bb). Ein Abstellen auf die häusliche Gemeinschaft für den 
Regressverzicht würde nach Auffassung des LG Memmingen zu einer Bevorzugung der „tradi-
tionellen“ Familie – gleich, ob mit oder ohne Trauschein – führen. Ein solcher Differenzierungs-
maßstab sei angesichts der sonstigen rechtlichen Gleichbehandlungen auch nicht zusammen 
lebender Elternteile, aber auch zum Schutz der Interessen der von einer solchen Differenzie-
rung in erster Linie betroffenen nicht ehelichen Kinder nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. 

 
Das Landgericht Memmingen hat mit Beschluss vom 27.04.2009  – 2 O 2548/05  –  
wie folgt entschieden: 
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